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Giffey und Geisel sind schockiert ob der Gewalt. Gemeint sind damit natürlich nicht die fast 2.000
Bullen, die den Wagenplatz unter Einsatz von Räumpanzern und anderem Gerät räumten, die
dutzende DemonstrantInnen und Protestierende seit den Morgenstunden festnahmen und das
Räumungurteil am 15. Oktober durchsetzten.

Schließlich handelten diese ja nach den geplatzten Verhandlungen mit der (kommunalen)
Wohnungsbaugesellschaft Howoge rechtens, also aufgrund eines Räumungsurteils. Schließlich will
sie das Gelände neben der Köpi für ihre Profitinteressen nutzen – und die darauf stehende
Wagenburg muss dafür samt allen BewohnerInnen weichen.

Gegen die Umsetzung dieses gerichtlichen Entscheides hatten sich BewohnerInnen und
UnterstützerInnen verbarrikadiert oder an Bäumen angekettet. Bereits am frühen Morgen
versammelten sich einige hundert Menschen, um dies zu verhindern bzw. dagegen zu
demonstrieren.

Eine Verhinderung der Räumung war angesichts der Abriegelung ganzer Straßenzüge um die
Köpenicker Straße und des massiven Polizeiaufgebots von 2.000 Einsatzkräften plus Fuhrpark wohl
nicht zu erwarten. Die bürgerliche Presse, die Polizei und Leute wie Giffey und Geisel stilisieren
jedoch schon das Befestigen von Zäunen, Anketten und das Nicht-Freiwillig-Gehen zum
gewaltsamen Angriff. Dabei wird unter den Teppich gekehrt, wie weit mittlerweile die Straftat
Widerstand gegen VollstreckungsbeamtInnen gefasst werden kann. So kann die Weigerung
wegzugehen bereits eine Straftat darstellen. Gleichzeitig wird dabei natürlich auch unterschlagen,
dass es wohl kaum verwunderlich ist, wenn sich Menschen, die mit Räumpanzern, Schlagstöcken
und Pfefferspray aus ihrem Zuhause vertrieben werden, dagegen zur Wehr setzen.

In Wirklichkeit werden diese gewaltsam vertrieben und zu Obdachlosen gemacht – in der schönen
Welt der Polizei, der Presse und des scheidenden und wohl auch zukünftigen Senats werden diese
Verhältnisse aber auf den Kopf gestellt.

Das trifft natürlich auch auf die Solidaritätsdemonstration am Abend des 15. Oktober zu. Gegen 20
Uhr versammelten sich da mehrere tausend Menschen – selbst die Bullen sprachen von 7.000 bis
8.000 – zur wahrscheinlich größten Demonstration der autonomen Szene in Berlin. Die Polizei
redete von äußerster Aggressivität. Tatsächlich waren die Menschen natürlich wütend und empört –
zu Recht. Angesichts der Brisanz der Situation, in Anbetracht der Größe und des versammelten
politischen Spektrums, das über die Szene hinausging, waren die Empörung und der kämperische
Charakter der Demonstration wohl nicht verwunderlich.

Die Presse stilisierte jedoch den „Kontrollverlust“ der Polizei gezielt hoch, einen „Kontrollverlust“,
der sich darauf beschränkt, nicht alle Sachbeschädigungen verhindert zu haben.

Rolle des Senats

In Wirklichkeit geht der scheidende Senat, getrieben von der Immobilienlobby und ihren Frontleuten
im Innensenat, seit Jahren gegen die noch vorhandenen besetzen Häuser systematisch vor. Der
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Linkspartei, der SPD-Linken und auch den Grünen gefällt das zwar nicht – aber gegen Geisel
vorgehen tun sie nicht. Dabei ist diese Räumung nur das neueste Glied in einer Kette von
Wegnahmen linker Freiräume durch den rot-rot-grünen Senat. Nach der Liebig34, dem Syndikat,
der Meuterei und Potse/Drugstore erkennt selbst ein/e Blinde/r einen systematischen Angriff. Wer
dann zusammenhanglos die daraufhin entstehenden Proteste und die Wut als „Angriff auf den
Rechtsstaat“ und „blinde Zerstörungswut“ (Geisel) bezeichnet, verdreht die tatsächlichen
Verhältnisse auf geradezu widerwärtige Art.

Sicherlich sollte niemand der Illusion anhängen, dass die autonomen Taktiken das Kräfteverhältnis
drehen können. Natürlich werden auch zerschlagene Glasscheiben dem Senat wenig anhaben
können. Gegen die Angriffe des bürgerlichen Staates können noch so militante
Szenedemonstrationen letztlich wenig bis nichts ausrichten.

Die Stilisierung der Proteste, einzelner zerbrochener Scheiben oder gar von Bengalos bei den
Demos zum „Gewaltexzess“ hat nicht nur nichts mit der Realität zu tun, sie soll vor allem den Boden
für eine weitere Verschärfung von Polizeigesetzen, für noch mehr Überwachung und brutalere
Durchsetzung des Rechts der Immobilienhaie bereiten. Gegen diese Hetze und Verleumdung ist
Solidarität nötig und angesagt mit allen, die gegen die Räumung Widerstand geleistet haben und
weiter leisten werden.

Wer zu den wirklichen Angriffen des Staates schweigt, erledigt letztlich den Job der
Wohnungskonzerne, von AfD, FDP und CDU und der ScharfmacherInnen im alten und wohl auch
zukünftigen Senat. Während Giffey und Geisel gegen die BesetzerInnen – und damit letztlich gegen
alle, die von Räumungen bedroht sind – hetzen, halten Grüne und vor allem auch die Linkspartei die
Füße still.

Es ist schon bezeichnend, dass ausgerechnet am 15. Oktober, dem Tag der Räumung der Köpi-
Wagenburg, SPD, Grüne und Linkspartei bekanntgaben, gemeinsam in Koalitionsverhandlungen zu
treten. Für die MieterInnen und für die HausbesetzerInnen verheißt das nichts Gutes. So sollen die
Polizei aufgerüstet und die Videoüberwachung öffentlicher Plätze ausgeweitet werden. Die
Enteignung der Immobilienkonzerne soll hingegen auf eine ExpertInnenrunde verwiesen, also auf
die lange Bank geschoben werden. Obwohl 57,6 % für die Enteignung von Deutsche Wohnen und
Co. gestimmt haben, will der zukünftige Senat das Mehrheitsvotum weiter ignorieren. So sieht die
rot-grün-rote Demokratie aus!

Doch die Tausende, die in Solidarität mit der Köpi-Wagenburg auf die Straße gingen, die in der
Enteignungsbewegung aktiv geworden sind und die mehr als eine Million Ja-Stimmen beim
Volksentscheid zeigen auch, dass der zukünftige Senat nicht einfach durchregieren wird können. Sie
zeigen, dass das Potential für eine Massenbewegung von MieterInnen und BesetzerInnen, die
Gewinnung von Hunderttausenden MieterInnen, für die Aktivierung der Mitglieder von
MieterInnenvereinen, Gewerkschaften wie auch der Basis der Senatsparteien existiert.

Solidarität mit dem Widerstand und allen von Repression Betroffenen!

Enteignet die Immobilienhaie!


